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vertikale Verträge und die europäische wettbewerbspolitik
I Zur Relevanz der Fragestellung
,,Die Errichtung eines Gemeinsamen Marktes,, wffi bei Gründung der EWG im Jahre 1957 die
zentrale Aufgabe der Europäischen Gemeinschaften. Diese Aufgabe steht auch heute noch an
erster stelle in Art. 2 der aktuellen Fassung des vertragswerkes.
Der Cecchini Berichtr wies unter dem bezeichnenden Titel ,,Die Kosten des Nicht-Europas,, ein-
drucksvoll daraufhin, daß das Nichtzustandekommen großer einheitlicher Märkte die europäische
Wirtschaft in vielen Bereichen mit hohen Wohlfahrtsverlusten aus zusätzlichem Ressourcenver-
zehr und entgangenen Konsumentenrenten belastet.
Die Vorteile des Binnenmarktes bestehen darin, das große einheitliche Märkte und wirksamer
Wettbewerb den Zugangzu hohen Wohlfahrtsgewinnen auf den europäischen Märkten eröffnet:
Die technische Effizienz steigt, wenn Kostenvorteile aus Economies of Scale, Economies of
Scope sowie Vorteile der Standorte und der Diversifikation im großen Binnenmarkt besser aus-
geschclpft werden.
Die qualitative Effizienz steigt, wenn große Märkte eine stärkere und bessere intra-räumliche
Differenzierung der Produkte in Hinblick auf heterogene Präferenzen der Nachfrager erlauben.
Die allokative Effizienz steigt, wenn nationale Monopolisten der europäischen Konkurrenz aus-
gesetzt werden und auf erweiterten Märkten der wettbewerb zunimmt.
ImZtge der Binnenmarktprogramme wurden bereits viele Maßnahmen ergriffen, um erkannte
Hindemisse zu beseitigen, die die Bildung einheitlicher europäischer Märkte durch den freien
Verkehr von Waren, Dienstleistungen und Produktionsfaktoren behindem . Trotzunbestreitbarer
Fortschritte in der Integration besteht noch heute bei vielen Gütern ein erhebliches und stabiles
Preisgeftille im Raum. Die Europäische Kommission (EK) wies im Grünbuch vom22.0l.lgg7
zur EG-Wettbewerbspolitik gegenüber vertikalen Wettbewerbsbeschränkungen darauftrin,2 daß
der Index der Streuung der Einzelhandelspreise zwischen den Mitgliedsstaaten in 1993 noch
Werte von 12,6 bei Konsumgütern bis zu 31,7 bei Energie (Preise vor Steuer) erreichte.
Eine mögliche Ursache fi.ir das Preisgeftille in der EU sind unausgeschöpfte Potentiale für den
Wettbewerb. Vor diesem Hintergrund stellt die Europäische Kommission (EK) in dem Gri.inbuch
I Zur Zusammenfassung des Berichts vgl. CECCHINI (1988), Die Europäische Herausforderung - lgg2die Vor-
teile des Binnenmarktes, Baden-Baden.
'   rotvttr,tlssloN DER EURopAISCHEN GEMEINSCHAFTEN ( I 997).
ihre bisherige Politik gegenüber vertikalen Wettbewerbsbeschränkungen zur Diskussion und
fordert Wissenschaft, Industrie und Politik auf, zur Weiterentwicklung der Gruppenfreistellungen
ftir vertikale Verträge (Alleinbezug, Alleinbelieferung, Franchising) nach dem 31.12.1999 (ABl.
C l2ll7 vom 19.4.97) Stellung zu nehmen.' Dieser Aufforderung wird hier gefolgt.
Die folgende Stellungnahme wird in nvei Schritten entwickelt. Im ersten Schritt werden verti-
kale Verträge aus theoretischer Sicht eingeordnet. Sie werden als eine Form selektiver vertikalen
Integration externer Expansion charakterisiert und ihre ambivalenten wirtschaftlichen Wirkun-
gen, die einer einheitlichen Beurteilung an Hand einer generellen Regel entgegenstehen, werden
aufgezeigt. Auf der theoretischen Grundlage werden dann im zweiten Schritt die bisherigen
Gruppenfreistellungen sowie Vorschläge fiir die zukünftige Politik der EU gegenüber vertikalen
Verträgen gewi.irdigt.
2 Vertikale Verträge aus theoretischer Sicht
2.1 Vertikale Verträge als Instrumente selektiver Integration und externer Expansion
Ein Vertrag zwischen zwei Unternehmen wird als vertikal bezeichnet, wenn die beiden Vertrags-
partner im Wertschöpfungsprozeß auf unterschiedlichen Produktions- oder Handelsstufen tätig
sind und der Vertrag in irgendeiner Form die Tauschbeziehung zwischen ihnen oder zu Partnern
auf einer weiteren Stufe regelt. Beim vertikalen Vertrag gehört der Vertragspartner somit der
direkt folgenden oder einer späteren Stufe der Wertschöpfungskette an. Verträge zr,vischen Un-
ternehmen derselben Produktionsstufe werden dagegen als horizontal bezeichnet, unabhängig
davon, ob sie den Parallelprozeß untereinander oder den Austauschprozeß zu vor- oder nachgela-
gerten Stufen regeln.
Die Analyse und Erklärung, weshalb Tauschbeziehungen gemeinsam koordiniert werden, ist
Geeenstand der von Coasea beeründeten und insbesondere von Williamson5 weiterentwickelten
I Die Bedeutung vertikaler Verträge zeigt der aktuelle Vorwurf der EK vom 20.01.98 gegenüber der VW AG, daß
diese gegen die Gruppenfreistellung ftir KFZ-Vertriebsvereinbarungen verstoßen habe (regionale Segmentierung
des europäischen Marktes mit Hilfe vertikaler Verträge). VW bestreitet den Vorwurf und hat am S.April 1998 eine
Klage gegen das Bußgeld von 200 Mio. DM eingeleitet. Das Grünbuch klammert aber explizit (vgl. KOMMISSION
DER EUROPAISCHEN GEMEINSCHAFTEN 1997, Fußnote 2 Seite ii) die Freistellung für den KFZ-Verrrieb aus,
obgleich keine prinzipiellen Unterschiede zu den anderen vertikalen Verträgen bestehen.
o coASE (1937).
5 wTLLIAMSoN (1971), (r975), (1979), (1990).
Transaktionskosten-Theorie. Die Theorie unterstellt ein marktliches Referenzsystem mit auto-
nomen, dezentralen Angebots- und Nachfrageentscheidungen, die durch anonyme, kurzfristige
Tauschhandlungen auf Spotmärkten ex post koordiniert werden. Von diesem idealen Referenzsy-
stem ausgehend wird jede Substitution marktlicher Koordinationselemente durch hierarchische
als vertikale Integration bezeichnet.
Vertikale Verträge ftigen in eine marktliche Tauschbeziehung ausgewählte Elemente gemeinsa-
mer hierarchischer ex ante Koordination ein. Die beteiligten Untemehmen fixieren durch verti-
kale Verträge gemeinsam ex ante gezielt eine oder mehrere Bedingungen der geplanten Tausch-
beziehung (2.8. Qualität der Güter, Liefertermin, Abnahmepflicht, Modus der Preisfindung, Ga-
rantie-, Haftungsbedingung etc.). Sie bleiben wirtschaftlich selbsttindig, verfügen über kein ge-
meinsames Eigentum und behalten getrennte Erfolgsrechnungen. Je nach konkreter Gestaltung
schränken vertikale Verträge die Handlungsfreiheit der beiden Vertragsparteien auf der liefern-
den und abnehmenden Seite für die Vertragslaufzeit mehr oder weniger stark ein. Da die Ver-
träge nur ausgewählte Aspekte der Austauschbeziehung regeln, fiihren sie zu einer selektiven
vertikalen Integration. Sie koordinieren die Transaktion der Unternehmen zum Lieferanten oder
Abnehmer nicht vollstäindig und nicht dauerhaft, denn eine oder mehrere Dimensionen der
Transaktion (2.8. Preise, Zahlungsbedingungen, Liefertermine etc.) verbleiben in der Obhut des
Marktes, es verbleiben konfligierende Anreize aus getrenntem Eigentum und getrennter Erfolgs-
rechnung, die Verträge haben eine befristete Laufzeit und können gektindigt werden. Intensität
und Dauer der hierarchischen Koordination, die durch einen vertikalen Vertrag erzeugt wird,
richtet sich nach den im Einzelfall vereinbarten Vertragsgegenst2inden, Vertragslaufzeiten, den
Kosten von Vertragsauflösung und -bruch sowie den konkreten Bedingungen der Transaktion.
Die Spanne reicht von einer minimalen Einschränkung der marktlichen Koordination bis zu einer
nahezu hierarchischen ex ante Fixierung aller Dimensionen der Tauschhandlungen während der
Vertragslaufzeit. Im Extremfall kann ein umfassender vertikaler Vertrag zwei Unternehmen so
miteinander verbinden, daß sie sich im Außenverhaltnis auf den Märkten wie ein einziges voll-
ständig vertikal integriertes Unternehmen verhalten.
Die selektive vertikale Integration durch vertragliche Fixierung der geplanten vertikalen Aus-
tauschbeziehungen kann einen Teil oder alle Transaktionen zwischen zwei betrachteten Stufen
umfassen. Je nach dem Umfang, in dem Transaktionen zwischen Aktivitätsstufen infolge ex ante
abgeschlossener vertikaler Verträge dem rein marktlichen Austausch entzogen sind, reduzieren
sich die Koordinationsfunktionen der Märkte. Im Extremfall beziehen alle Untemehmen die be-
trachtete Vorleistung ausschließlich von vertraglich gebundenen Lieferanten und spontane
Tauschgeschäfte auf Spotm2irkten entfallen. Erfassen die vertikalen Verträge dagegen nur einen
Teil der Menge des betrachteten Vorproduktes und beziehen die Untemehmen den anderen Teil
der benötigten Menge auf Spotmärkten, dann liegt eine unvollständige vertragliche Integration
vor und es werden bezüglich der untersuchten Transaktion zugleich zwei unterschiedliche Aus-
prägungen der Koordination praktiziert.
Vertikale Integration kann grundsätzlich entweder durch untemehmensinterne Expansion oder
unternehmensextern erfolgen. Eine interne vertikale Expansion ist jede qualitative oder quantita-
tive Ausdehnung des Tätigkeitfeldes eines Unternehmens auf eine zusätzliche vor- oder nachge-
lagerte Aktivität, die bis dahin über marktliche Transaktionen bezogen wurde. Die interne Ex-
pansion erfordert im Unternehmen den Aufbau zusätzlicher Kapazitäten (2.B. im Vertrieb) aus
eigener Kraft auf der Basis eigener Ressourcen. Sie vollzieht sich in der Regel6 im Wettbewerb
mit stärker und schwächer vertikal integrierten Konkurrenten. Eine externe Integration liegt vor,
wenn sich bestehende Unternehmen zusammentun. Sie bringt in der Regel keine zusätzlichen
Kapazitäten und die damit verbundenen Wettbewerbseffekte hervor, sondern es werden nur
Tauschhandlungen zwischen Marktakteuren mit bestehenden Kapazitäten selektiv oder umfas-
send der hierarchischen Koordination unterworfen. Die exteme Expansion erfordert keine zu-
sätzlichen Ressourcen und kann deshalb kurzfristig vollzogen werden. Der Zeitbedarf für die
Transformation der Koordination ist im Vergleich zur intemen Integration minimal, da die ex-
terne Expansion nur Rechtsverhältnisse und Verfügungsrechte über bestehende produktionska-
pazitäten ändert.
Vertikale Verträge sind somit insgesamt als Formen der selektiven vertikalen Integration und der
externen Expansion zu charakterisieren. Der Abschluß eines vertikalen Vertrages kann, wie die
Durchsetzung anderer Formen vertikaler Integration, von Seiten der Unternehmen ein Instrument
erstens zur Suche nach kostengtinstigeren Produktions- und Koordinationsstrukturen sowie
zweitens zur Realisierung von Marktvorteilen sein. Dies ist näher zu erläutern.
" Die Integration erfolgt nicht im Wettbewerb der Koordinationsformen, wenn das Unternehmen zum Ausgangs-
zeitpunkt auf einer Aktivitätsstufe bereits eine beherrschende oder monopolistische Stellung inne hat.
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2.2 Kostenwirkungen
Die Wirkungen vertikaler Integration auf die Höhe der Kosten analysiert die Transaktionskosten-
theorie, in dem die Idealform der marktlichen (anonyme Tauschhandlungen auf Spotmärkten) der
hierarchischen Koordination (zentrale Leitung im Untemehmen) gegenübergestellt wird. Beide
Koordinationsformen verursachen Kosten, wenn ftir die beteiligten Wirtschaftssubjekte be-
grerute Rationalität7 unterstellt und opportunistisches Handelns nicht ausgeschlossen wird.
Kosten marktlicher Koordinatione entstehen u.a., wenn Informationen über Tauschpartner, Gü-
terqualitäten, Preisforderungen, Garantie- und Haftungszusagen gewonnen und ausgewertet,
Tauschverträge ausgehandelt und abgeschlossen, Tauschvorgänge kontrolliert, die Vertragser-
füllung gegebenenfalls gerichtlich durchgesetzt und langfristige Verträge an veränderte Verhält-
nisse angepaßt werden müssen. Kosten hierarchischer Koordination werden u.a. durch Aufsicht
und Kontrolle, Informationsverluste, -verzemtngen, Kontrollverluste und Drückebergerei nfolge
erfolgsunabhZingiger Entlohnung im Untemehmen verursacht.
Die beiden idealtypischen Koordinationsverfahren unterscheiden sich nicht nur in den Formen
der Koordinationskosten, sondern auch hinsichtlich der Transaktionsbedingungen, die Kosten
verursachen, wie theoretische'o und empirische Studienrr zeigen. Die Studien identifizieren un-
terschiedliche Faktoren. die die Höhe der Kosten der marktlichen Koordination einerseits und der
hierarchischen andererseits bestimmen. Dadurch ist es teilweise möglich, kostenbedingte Inte-
grationsprozesse herauszufiltern oder zu prognostizieren. Vereinfacht gelten folgende Zusam-
menhänge:
Die Kosten hierarchischer Koordination steigen mit zunehmender Anzahl und Heterogenitätr2 der
unter einheitlicher zentraler Leitung zusammengefaßten Aktivitätenr3 sowie mit zunehmender
7 Zum Begriff der begrenzten Rationalität (bounded rationality) vgl. Simon (1970).
t Unter opportunistischem Handeln wird eigeninteressiertes Handeln einschließlich Hinterlist und Täuschung
(opportunism, Williamson (1985), S. 64) sowie Selbstauswahl (advers selection) vor und/oder moralischem Risiko
(moral hazar d) nach Vertragsab schluß verstanden.
n Vgl. COISE (1937), S. 336 ("The main reason why it is profitable to establish a firm would seem to be that there
is a cost of using the price mechanism.").
'0 Vgl. WILLIAMSON (1971), (t97s), (1979), (1990) und KLEIN/CRAWFORD/ALCHIAN (1978), 5.297-326.
,' vgl. MONTEVERDE/TEECE (1982), S. 206-213, MASTEN (1984), S. 403-418, MASTEN/ CROCKER (1985),
S.  1083-1093,  JOSKOW (1985),  S.  33-80,  CAVES/BRADBURD (1988),  5.265-279,  und BAUR (1990).
12 Bei steigen der Zahl und Heterogenität der Aktivitäten werden überproportional zunehmende Kosten interner
Koordination erwartet, weil sich bei begrenzter Koordinationsftihigkeit der Unternehmensleitung zunehmend In-
formationsverzerungen, Drückebergerei und Fehlentscheidungen häufen.
tt COASE (193'7), S. 341f., begründet die abnehmenden Grenzerträge unternehmensinterner Koordination mit der
bei zunehmender Zahl und Heterogenität der Transaktionen ansteigende Wahrscheinlichkeit unternehmerischer
Komplexität, Instabilität und Heterogenität der Umwelten in den Aktivitätsbereichen.
Die Kosten rnarktlicher Koordination steigen mit zunehmender Unsicherheit'o über die Güter.'5
Tauschvorgäinge und die Zukunftsentwicklung, mit sinkender Anzahl der Tauschpartner und
Tauschhandlungen sowie mit zunehmender Bindung durch den Einsatz hoch spezialisierter Inve-
stitionsgüterr6 auf der liefemden oder abnehmenden Produktionsstufe.rT Spezialisierte Investi-
tionsgüter sind fiir Investoren bei marktlichem Tausch besonders in Fällen, in denen die zukünf-
tige Entwicklung unsicher ist und nur wenige Tauschpartner verfügbar sind, mit hohen wirt-
schaftlichen Risiken verbunden.'t Mit steigendem Einsatz spezialisierter Investitionsgüter neh-
men die marktlichen Koordinationskosten stärker als die hierarchischen zu. so daß die unterneh-
mensinterne Leitung zunehmend relativ günstiger wird.re
Weil unterschiedliche Faktoren die Höhe der Kosten marktlicher Koordination einerseits und
hierarchischer Koordination andererseits bestimmen, ist kein Verfahren unter allen Faktorkon-
stellationen kostengtinstiger. Je nachdem, wie die Faktoren jeweils ausgeprägt sind, werden bei
einheitlicher zentraler Leitung höhere oder niedrigere Transaktionskosten als bei marktlicher
Koordination erwartet. Für Unternehmen besteht bezüglich vor- und nachgelagerter Aktivitäten
ein Anreiz, zwischen den konkurrierenden Koordinationsverfahren zu substituieren, wenn dies
die Kosten senkt. Im Idealfall geht die vertikale Integration nach dem Prinzip der marginalen
Substitution bis zu dem Punkt, an dem die Grenzkosten marktlicher Koordination gleich den
Grenzkosten hierarchischer Koordination sind.20
Fehlentscheidungen und des ineffizienten Einsatzes von Ressourcen.
ra Unsicherheit verursacht beispielsweise in asymmetrischer Informations zugang der beiden Marktseiten zu ent-
scheidungsrelevanten Sachverhalten (2.8. zu qualitativen Eigenschaften komplexer Güter).
t5 Standardisierung der Qualität senkt die Unsicherheit durch die Festlegung einklagbarer Eigenschaften.
'6 Eine Spezialisierung verursachen spezielle Standorte (site specificity), Ausrilstungen (physical asset specificity),
zweckgebundene Vermögenswerte (dedicated assets) und spezielles Humankapital (human asset specificity). Vgl.
WILLIAMSON (1990), S. 60f. und S. 108f. Im Extrem kann eine Spezialisierung auf einen einzigen Transaktions-
partner vorliegen. Dies gilt beispielsweise bei Leitungsverbindungen (Pipeline ftir Erdgas oder Fertigprodukte sowie
Strom-, Wasser- oder Kommunikationsleitungen) ftir den Transport bestimmter Güter zwischen bestimmten Ver-
tragspartnem mit fester geographischer Lage.
'? Die Abgrenzung der Faktoren variiert in der Literatur geringftigig.Vgl. WILLIAMSON (1979), 5.233-261,
(Grad der Spezialisierung der Vermögenswerte, Bedeutung der Unsicherheit und Häufigkeit der Transaktionen),
JOSKOW (1988), S. 95-117 (Spezialisierung der Aktiva, Unsicherheit, Produktkomplexität und Tauschbedingun-
gen) und CAVES/BRADBURD (1988), 5.265-279 (Konzentration des Angebots und der Nachfrage, Bedeutung
spezifischer Investitionen, Komplexität und Unsicherheit).
'tVgl. JOSKOW (1980), S. 104: "The importance of asset specificity had become the key factor used to explain
departures from governance by simple spot market transactions."
'e  vgl .  v / ILLIAMSoN (1990),  s .  l0 l -107.
'   o  Vgl .  JOSKOW (1991),  S.  125.
Obige Argumentation unterstellt implizit, daß die Wahl der Koordination nur die Höhe der
Transaktionskosten beeinflußt und nicht die Produktionskosten. Diese Annahme ist eine extreme
Einschrlinkung. Einerseits kann im vertikal integrierten Unternehmen die Produktion eines Vor-
produkts ausschließlich ftir den eigenen Bedarf zur Folge haben, daß in der Produktion nicht alle
Größenvorteile ausschöpfbar sind und dadurch höhere Produktionskosten auftreten als bei einer
größeren Kapazität mit Belieferung des Marktes oder bei einem marktlichen Bezug des Vorpro-
duktes.2r Andererseits treten in Fällen, in denen niedrige Stückkosten in der Produktionskosten
nur durch hohe Kapazitäten und umfangreiche irreversible Investitionenzv erreichen sind, hohe
Investitionsrisiken und hohe Koordinationskosten aus der vertraglicher Absicherung dieser Risi-
ken auf. Deshalb sind im Vergleich der Koordinationsverfahren immer die Gesamtkosten ent-
scheidend, die Produktion und Koordination insgesamt verursachen. Vertikale Integration ist nur
wirtschaftlich, wenn dies die Gesamtkosten minimiert. Demgegenüber ist es ftir Untemehmen
vorteilhaft, Aktivitäten auszugliedem und Leistungen (2.B. Gebäudereinigung) nachzufragen,
wenn diese von extemen Anbietern zu insgesamt geringeren Kosten (einschließlich Vertrags-,
Kontrollkosten etc.) zubeziehen ist als eine interne Bereitstellung verursacht.
Die Argumentation zur Substitution in Abhängigkeit von den Kosten ist nicht nur auf die Wahl
zwischen Fremdbezug und Eigenfertigung anzuwenden, sondern auch auf die Skala zr,vischen
beiden Extremformen.z2 Vertikale Verträge sind Zwischenformen," weil sie Elemente intemer
und externer Koordination kombinieren. Beispielsweise fixieren vertikale Verträge zwischen
Hersteller und Händler einerseits ex ante ausgewählte Bedingungen der zukrinftigen Tausch-
handlungen. Andererseits belassen sie dem Vertragshändler im Vergleich zum Direktvertrieb der
Hersteller mehr Flexibilität zur Anpassung an das lokale Umfeld bei zugleich höherer dezentraler
Eigenverantwortlichkeit, so daß marktliche Anreize und Sanktionen stärker greifen.
Aus theoretischer Sicht sind vergleichsweise niedrige Gesamtkosten bei einer Koordination der
Transaktionen durch vertikale Verträge insbesondere zu erwarten, wenn einerseits
- im Handel bei Transport, Lagerung, Verkauf, Reparatur und Service lieferantenspezifische
Investitionen in Sachkapital (2.8. Transportfahrzeuge, Kühlaggregate, Diagnoseanlagen,
Werkzeuge etc.) erforderlich sind,
- die Händler für den Verkauf erkltirungsbedürftiger Produkte oder deren Reparatur ein
'' vgl. wILLIAMSoN (1990), s. 104-107.
22 vgl. RICHARDSON (t9'72), s. 887.
umfangreiches produktspezifisches Wissen benötigen, das als irreversible Investition in
Humankap ital zu werten i st, 2a
- die vertikale ex ante Standardisierungen von Sortiment, Beschaffung, Lagerhaltung, Werbung,
Vertragsbedingungen, Aufträgsabwicklung etc. in Produktion oder Vertrieb den Zugang zu
Vorteilen aus zunehmender Größe eröffnet,
- eine enge Zusammenarbeit in der Lieferkette eine sichere und schnelle Belieferung, eine hohe
Produktqualität, eine qualifizierte Beratung oder einen zuverlässigen Service kostengi.instiger
erschließt als lockere Marktkontakte, die Trittbrettfahrerverhalten auf der Handelsstufe
begünstigen, oder
- die schnelle Reaktion der Hersteller in Produktion, Lagerhaltung und Lieferung auf Impulse
der Endnachfrager ein entscheidender Qualitätsparameter ist
und andererseits auf der Handelsstufe selbständiges unternehmerisches Handeln, persönliche
Händler-Kunden-Kontakte, unternehmerische Entscheidungen auf Grundlage nur lokal nr ge-
winnender Informationen (2.8. bei der Inzahlungnahme gebrauchter Gegenstände wie Ge-
brauchtwagen), erfolgsabhängige Entlohnung, flexible Reaktionen auf individuelle Wünsche der
Nachfrager und lokale Wettbewerbsverhältnisse für den Erfolg sehr wichtig sind.
Haben alle Unternehmen einen freien Zugangzu allen Koordinationsformen, dann kann die zu-
nehmende Verbreitung vertikaler Verträge als Indikator dafür angesehen werden, daß die ver-
tragliche Koordination zwischen zwei Stufen kostengünstiger erscheint als altemative Formen
der Koordination. Aus dem Abschluß vertikaler Verträge25 wäre auf erwartete Kostenvorteile der
selektiven Integration zu schließen.
In der Realität ist der Rückschluß von beobachteten Strukturen auf bestehende Kostenvorteile
nicht zulässig. Beispielsweise können vertikal integrierte Unternehmen ihre Struktur aufrechter-
halten, obgleich der marktliche Bezug von Leistungen kostengtinstiger ist, um Produktionsstufen
gegen den Zutritt von Wettbewerbern abzuschirmen und bestehende Marktpositionen abzusi-
chern. Insgesamt sind vertikale Verträge auch geeignet, andere Ziele (2.8. Marktmacht-, Steuer-,
Managementvorteile sowie die Umgehung staatlicher Restriktionen26) als reale Kostenvorteile
2rZur ökonomischen Analyse von Verträgen vgl. McNEIL (1974), (1978), (1980) und (1981).
2o vg. WILLIAMSON (1990), s. 128f.
2s vgl. WILLIAMSON (1990), s. 8l-89.
,u Die Wahl der Koordination vollzieht sich in dem vom Staat gesetzten Rahmen. Der Prozeß vollzieht sich auf der
einzelwirtschaftlichen Kostenbasis, die sich nach den staatlichen Eingriffen ergibt. - So wird z.B. die Integration im
Agrarsektor massiv durch staatliche Eingriffe (2.B. Steuergesetze) beeinflußt. Vgl. u.a. KALLFASS 1993,5.228'
anzustreben.2T
2.3 Marktwirkungen
Wird marktliche Koordination durch hierarchische ersetzt, dann verengen bestehende Märkte
oder sie verschwinden, weil ihnen Transaktionen entzogen werden. Auf dem Beschaffungsmarkt
sinken beispielsweise das Angebot und die Nachfrage sowie die Zahl der Anbieter und Nachfra-
ger, wenn ein Unternehmen das bisher marktlich erworbene Vorprodukt intern erstellt. Die Ver-
engung kann auf Märkten mit wenigen Tauschpartnern die Wettbewerbsintensität mindem. Die
erwartete Reduktion des Wettbewerbs kann fiir Unternehmen einen Anreiz zum Abschluß verti-
kaler Verträge erzeugen.
Untemehmen können selektive vertikale Integrationsformen wie Alleinbezugs-, Alleinvertriebs-,
oder Gebietsschutzvereinbarungen durch vertikale Verträge aufbauen, um machtbedingte Vor-
teile auf den Märkten anzustreben:
a) Die vertragliche vertikale Anbindung eines oder mehrerer Unternehmen, das oder die auf einer
Aktivitätsstufe über einen hohen Anteil am Angebot oder an der Nachfrage verfligen, kann ge-
nutzt werden, um Märkte zu verengen, aktuelle Konkurrenten aus Bezugsquellen oder Absatz-
wegen zu verdrängen (market foreclosure) oder um Markteintrittsbanierenzs für potentielle Kon-
kurrenten zu erhöhen. Märkte werden durch Alleinbezugs- oder Alleinvertriebsvereinbitrungen
aber nur dann erfolgreich abgeschottet, wenn die gebundenen Unternehmen über hohe Anteile an
der Aktivitätsstufe verfügen und durch Vorteile der Größe, Dichte oder Diversifikation begtin-
stigt werden oder Rechte an begrenzt verftigbaren Ressourcen (2.B. Standorte) halten.2e Ftir
Newcomer erhöhen vertragliche Abwehrstrategien etablierter Unternehmen die Kosten und Risi-
ken des Eintritts.3o
Dagegen wird für Newcomern der Marktzugang erleichtert, wenn nur diese ex ante ihren Bezug
oder Absatz temporiir ftir die erste Zeit nach dem Einstieg über vertikale Verträge sichern dtirfen.
Der vertikale Vertrag fühn auch dann nicht zur Marktverengung, wenn das betreffende Produkt
237.
27 vgl. KALLFASS (r991), s. 19-48.
28 Bereits COMANOR (1967), S.261, bezeichnete diese Zielsetzung der vertikalen Integration als ein,,investment
in entry barriers,,
2e Beispielsweise wird in Japan der Aufbau eines neuen Filialnetzes durch administrative Restriktionen und hohe
Landpreise nachhaltig erschwert. Vgl. SCHERER (1996), S. 8f.
30 Die Rationalität der Marktschließung und die Fähigkeit von Unternehmen, künstliche Barrieren zu errichten, wird
von der Chicago-Schule in Frage gestellt. Dies kann hier nicht diskutiert werden.
vor Vertragsabschluß noch nicht vertrieben wird oder der Markt noch nicht existiert. In diesen
Fällen kann der Abschluß vertikaler Verträge eine Voraussetzung dafür sein, daß neue, innova-
tive Produkte erstellt werden und neue Märkte entstehen, die ohne vertikal integrierte Produkti-
ons- und Distributionsprozesse nicht entstehen würden. Newcomer können beispielsweise Risi-
ken des Markteintritts reduzieren oder zwischen den Aktivitätsstufen aufteilen, in dem sie sich
die fachliche Kompetenz einer erfahrenen Vertriebsorganisation sichern und so die Absatzrisiken
für die Innovation auf ein tragfiihiges Niveau mindern.
b) Die vertikale Integration in den Vertrieb kann für Produktionsuntemehmen ein Hilfsmittel
sein, um einzelne Nachfrager oder Gruppen von Nachfragern gegeneinander abzugrenzen und so
den Absatzmarkt zu segmentieren." Eine Segmentierung ist attraktiv, wenn die Nachfrage für
das Produkt durch Differenzierung auf der Angebotsseite in Nachfrager oder Gruppen von Nach-
fragem mit unterschiedlicher Zahlungsbereitschaft aufgeteilt werden kann. Die heterogene Zah-
lungsbereitschaft wird u.a. durch Unterschiede in der Einkommenshöhe, der Besteuerung, dem
Verwendungszweck des Gutes, der Nachfragemenge, in den Nachfragezeitpunkten, im Ge-
schmack der Nachfrager, den Opportunitätskosten der Zeit, den Präferenzen der Nachfrager so-
wie durch Unterschiede in den lokalen Bedingungen oder den verfügbaren Substituten verur-
sacht.
Unternehmen können den Markt intra- und interräumlich segmentieren. Eine intraräumliche
Segmentierung liegt z.B. vor, wenn ein physikalisch, chemisch oder technisch identisches Pro-
dukt in demselben geografischen Raum zugleich als beworbener, hochpreisiger Markenartikel
und als niedrigpreisiger No-name-Artikel an die Endnachfrager abgesetztwird.32 Die Differen-
zierung der Preise ist mit einer funktionalen Differenzierung des Produktes hinsichtlich Verpak-
k*g, Werbung, Angebotsort, Qualitäts-, Servicezusagen etc. verbunden. Es liegt eine Produkt-
differenzienrng vor. Die funktionale Differenzierung der Produktbündel und -preise kann mit
parallelen Unterschieden in den Kosten der Herstellung oder des Vertriebs einhergehen, aber dies
muß nicht der Fall sein.
Im Fall der interräumlichen Segmentierung wird das Absatzgebiet in mehrere Räume aufgeteilt
(beispielsweise nach Nationalstaaten, Sprach- oder Klimazonen). Das Produkt wird den Nachfra-
gem innerhalb der getrennten Räume zu einheitlichen Konditionen angeboten, die sich zwischen
" Vgl. PERRY (1980) zur vertikalen Integration von Alcoa.
12 SCHERER/ROSS (1990), S. 493, kennzeichnen die Differenzierung mit den Worten: ,,Make-them-pay-for-the-
label.,,
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den Räumen unterscheiden.33 Die räumliche Segmentierung der Nachfrage und die Differenzie-
rung der Verkaufspreise zwischen Räumen gelingt nur, wenn Arbitrageprozesse zwischen den
Nachfragegruppen erfolgreich unterbunden werden. Ein Instrument, um Arbitrage durch Händler
und Handelsunternehmen zu unterbinden, ist der ausschließliche Vertrieb über vertikal gebun-
dene Vertragshändler. Die Verhinderung von Arbitragegeschäften der Vertragspartner gelingt
insbesondere bei dauerhaften Konsumgütern (2.B. Küchen oder Kraftfahrzeugen) und anderen
Gütern wie Urlaubsreisen, Transporte (Urlaubs- und Geschäftsreisen), Fachzeitschriften3a und
medizinischen Leistungen, bei denen der Hersteller die räumliche Herkunft der Endnachfrager
über bestehende Informationssysteme zuverlässig identifizieren kann. Moderne Produktions- und
Kommunikationstechniken (2.B. die Fertigung kundenspezifischer Produkte, die elektronische
Vernetzung der Hersteller und seinen Händlem mit der Identifizierung der Kunden und des Pro-
duktes bei jeder Erstverkauß-, Garantie- Serviceleistung und Ersatzteillieferung, das Just-in-
time(JlT)-Belieferungs-Prinzip, die permanente Erfassung der Nachfrage an der Kasse bei Kauf
und Service, etc. ) ermöglichen den Herstellem nicht nur eine zuverlässige und effiziente Beliefe-
rung der Abnehmer, sondern zugleich eine permanente Kontrolle der Kundenkontakte der Ver-
triebspartner. Die räumliche Differenzierung der Güterpreise kann mit funktionalen Unterschie-
den verknüpft werden, um die Kontrolle der Güterströme zu verbessern und um eine kostenbe-
gründete Preisdifferenzierung zu suggerieren.
Eine wohlfahrtstheoretische Analyse der Segmentierung ist unter realitätsnahen Bedingungen
nicht einfach, weil die Annahme eines homogenen Gutes in Fällen räumlicher Segmente häufig
fraglich ist. Einerseits erhöht funktionale Differenzierung des angebotenen Produktbündels
(einschließlich der Tauschorte, -zeitpunkte, Garantiezusagen etc.) nach heterogenen Präferenzen
der Nachfrager im Raum die Wohlfahrt, wenn die Zahlungsbereitschaft als Folge der Produktdif-
ferenzierung stärker ansteigt als die Kosten. Unter dieser Bedingung nimmt die Summe aus Kon-
sumenten- und Produzentenrente zu, wodurch die Wohlfahrt wächst.
Andererseits kann eine räumliche Segmentierung bei einem weitgehend homogenen Produkt die
Gesamtnachfrage in Gruppen trennen, ohne daß sich dadurch die aggregierte Zahlungsbereit-
rr Die regionale Preisdifferenzierung, die die Region als direktes Signal fiir die Präferenzen der Nachfrager verwen-
det, wird als Preisdifferenzierung dritten Grades bezeichnet. Es ist eine unvollkommene Differenzierung, da die
Nachfrager der jeweiligen Region unabhängig vom individuellen Wohnsitz innerhalb der Region bzw. unabhlingig
von der individuellen Zahlungsbereitschaft zu Gruppen zusammengefaßt werden. Vgl. VARIAN (1991), S. 397 und
TIROLE (199s) ,  S .29s .
3o vgl. vARIAN (1991), s.4oof.
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schaft ändert. In diesem Fall, in dem die Gesamtnachfrage vor Segmentierung der addierten
Teilnachfrage nach der Trennung entspricht, treten Wohlfahrtsverluste auf. Dies zeigt die Mo-
dellanalyse für den Monopolisten, bei konstanten Stückkosten den einheitlichen Markt mit der
Angebotsmenge (X'*2), bei der die Grenzerlöse gleich den Grenzkosten sind, und mit dem ein-
heitlichen Preis (P'*2) inrweiräumliche Teilmärkte (Xr und X2; mit unterschiedlichen Preisen
(Pt und P2) aufspaltet.3s Die insgesamt vom Monopolisten abgesetzte Menge ändert sich durch
die Segmentierung nicht, aber auf beiden Teilmärkten treten entgegengesetzte Mengen- und
Preiseffekte auf. Auf dem regionalen Teilmarkt I mit hoher durchschnittlicher Zahlungsbereit-
schaft sinkt die Menge und der Preis steigt gegenüber der Ausgangssituation, die geringe Preis-
elastizität der Nachfragebzw. die geringere Empfindlichkeit gegenüber kleinen PreisZinderungen
wird zu einem höhreren Preis genutzt. Auf dem Teilmarkt2 mit geringer Zahlungsbereitschaft
steigt dagegen die Menge und der Preis sinkt. Der Monopolist kann durch die Segmentierung
eine Umverteilungen von Konsumenten- in Produzentenrente erreichen und seinen Gewinn ins-
gesamt erhöhen. Zugleichtritt ein Wohlfahrtsverlust auf, weil die Mengenumschichtung auf dem
Teilmarkt 1 eine größere Wohlfahrtseinbuße hervomrft als die Wohlfahrt auf dem Teilmarkt 2
zunimmt.36
c) Auf oligopolistischen Mäirkten steigem vertikale Absatzverträge die Fähigkeit der Produkti-
onsunternehmen. den Wettbewerb untereinander durch explizite oder implizite Verhaltensab-
stimmung zu beschränken, weil Abweichungen im Preisverhalten auf der Einzelhandelsstufe
weitaus leichter als auf der Großhandelsstufe zu erkennen und zu unterbinden sind.37
d) Die vertikale Integration eines Monopolisten in den Vertrieb, die keine Segmentierung des
Marktes bewirkt, läßt die Wohlfahrt unverändert, wenn die Vertriebsstufe vorher wettbewerblich
organisiert war. Wenn der Vertrieb von einem H?indler mit einer Monopolstellung ausgeübt wird,
dann bewirkt die Übernahme dieser Vertriebsstufe durch den Hersteller mit Monopolstellung
gegenüber der Ausgangssituation eine Wohlfahrtssteigerung. Ein Monopol über zwei Stufen ist
as wohlfahrtstheoretischer Sicht günstiger als zwei aufeinander folgende Monopole, da im letzten
35 Die Argumentation folgt der üblichen Lehrbuchanalyse. Vgl. KOUTSOYIANNIS (1980), S. 192-200 sowie
WIED-NEBBELING (lggi), S. 5l-55 und S. 6lf. In der Analyse wird die Nachfrage durch die Segmentierung
nicht beeinflußt. Es ist beispielsweise k ine lokale Werbung in einem Teilgebiet nötig, die dort bei dem sonst identi-
schen Gut zu höheren Kosten führt und dort erst die Nachfrage ntstehen läßt.
Die Chicago School betrachtet demgegenüber die regionale Differenzierung grundsätzlich als wohlfahrtssteigernd
und wetrbewerbspolitisch zulässig. Vgl. zur Übersicht DUIJM (1996), S. 337.
3u Vgl. bei WIED-NEBBELING (1997), S. 62, die Flächen + Ax und - Ax in Abb.ll.A.6.
'? vgl .  coMANoR (1967),s.264.
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Fall der Monopolgewinn der Produktionsstufe flir die Handelsstufe ein zusätzlicher Kostenfaktor
bildet, der die gewinnoptimale Menge gegenüber dem vertikal integrierten Monopol senkt (vgl.
Abbildung 3 bis 5 im Anhang).38
Weitere negative Markteffekte, die flir vertikal integrierte Unternehmen genannt werden, wie
beispielsweise das Auspressen von Unternehmen (squeezing), die nur auf einer Aktivitätsstufe
mit dem mehrstufig vertikal integrierten Unternehmen konkurrieren, oder das Umgehen bzw.
Ausnutzen von Reguliemngsvorschriften sind durch vertikale Verträge kaum zu erschließen und
sollen hier vernachlässigt werden.
Insgesamt können vertikale Verträge in manchen Fällen nur der Erschließung von Kostenvortei-
len, in anderen nur der Realisierung von Marktvorteilen und in weiteren beiden Zielsetzungen
zugleich dienen. Deshalb erscheint sowohl eine generelle Regel, die jede Form vertikaler Ver-
träge erlaubt, als auch ein grundsätzliches Verbot nicht übeezeugend.3e Ein generelles Verbot
unterbindet die externen Suchprozesse nach der kostengünstigsten Organisation im Zwischenbe-
reich zwischen der marktlichen und hierarchischen Koordination völlig. Es könnten nur noch die
extremen Formen realisiert werden.
Im folgenden wird die europäische Wettbewerbspolitik gegenüber vertikalen Verträgen auf der
Basis obiger theoretischer Überlegungen analysiert. Dem steht entgegen, daß aus Sicht der Euro-
päischen Kommission die Wirtschaftstheorie
- 
,,eben nur ein Bestimmungsfaktor für die Politik,,oo ist, da die Theorie
- auf vereinfachenden Annahmen beruht, die ,,der Vielschichtigkeit realer Fällen nicht unbedingt
Rechnung,,*' tragen,
- und eine ökonomische Analyse jedes einzelnen Falles sehr kostspielig ist und möglicher-
weise in keinem Verhältnis zum Nutzen der Ermittlung steht.a2
18 Bei festen Faktorproportionen sind in den Fällen, in denen ein Unternehmen auf einer Stufe eine Monopolstellung
inne hat und seine Produkte an wettbewerblich strukturierte Produktionsstufen liefert oder von einer so strukturier-
ten seine Vorprodukte bezieht, kaum zusätzliche Marktmachtvorteile aus der vertikalen Integration zu erwarten,
weil das Monopolunternehmen die Verteilung auch ohne Integration zu seinem Gunsten gestalten kann. Vgl.
BLAIPJKASERMAN ( I 983), insbesondere S. 29-3 3.
Bei variablen Faktorproportionen können die wettbewerblichen Tauschpartner dagegen z.T. ausweichen und es
treten Wohlfahrtsverluste auf. Vgl. VERNON/GRAHAM (1971), S.925.
3e Vgl. SCHERER (1996), S. 30: ,,Vertical restraints are recognized by both economists and competition policy
autorities to habe both benefits and competition-impeting costs.,,
oo KoMMrssroN DER EURoPAISCHEN GEMEINSCHAFTEN (1997), s. 28.
orEbenda.
O2 VgI. KOMMISSION DER EUROPAISCHEN GEMEINSCHAFTEN (I997), S. 28.
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3 Die europäische Wettbewerbspolitik gegenübervertikalen Verträgen
3.1 Ziele der europäischen Wettbewerbspo litik
Die Europäischen Gemeinschaften verfolgen nach der Auslegungu' der in Artikel 2 und in Artikel
3 g) EGVaa formulierten Grundsätze auf dem Gebiet der Wettbewerbspolitik mit den vorhande-
nen wettbewerbspo Iiti schen Instrumenten explizit zw ei Ziele:a 5
1. die Integration der einzelnen Volkswirtschaften zu einem Gemeinsamen Markt und
2. die Gewährleistung eines unverfülschten Wettbewerbs in der Gemeinschaft.a6
Dabei besitzt das Integrationsziel aus Sicht von Europäischer Kommission und Europäischem
Gerichtshof höchste Priorität.47
3.2 Die bisherige Politik der Gruppenfreistellung
Im europäischen Recht fallen vertikale Verträge im Bereich Kohle und Stahl unter das Kartell-
verbot nach Art. 65 $ 1 EGKSV48 und in den übrigen Wirtschaftsbereichen unter das Verbot nach
Art. 85 I EGV. Der letügenannte Artikel verbietet alle Vereinbarungen, Beschlüsse und aufein-
ander abgestimmte Verhaltensweisen, die geeignet sind, a) eine Einschrtinkung oder Verftil-
schung des Wettbewerbs innerhalb des Gemeinsamen Marktes zu bezwecken oder zu bewirken,
und b) nach der Zwischenstaatlichkeitsklausel zudem alle Verhaltensweisen, die geeignet sind,
den Handel zwischen Mitgliedsstaaten spürbar zu beeinträchtigen.ae Vertikale Bindungen sind
somit generell untersagt, wenn sie zur spürbaren Beeinträchtigung5o des zwischenstaatlichen
o' vgl. KoMMISSIoN DER EURoPAISCHEN GEMEINSCHAFTEN (1997), s. 37.
* Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft vom 25. März 1957.
ot Dies unterscheidet die europäische Wettbewerbspolitik nach Ansicht der EK von der amerikanischen, die das Ziel
der Marktintegration nicht kenne (,,...; Marktintegration wird nicht angestrebt.,, KOMMISSION DER
EUROPAISCHEN GEMEINSCHAFTEN (1997), S. 65, Tz. 203.). Dem ist entgegenzuhalten, daß der zwischen-
staatliche Handel auch in den USA nach Sec. I Sherman Act nicht behindert werden darf.
ou Vgl. KOMMISSION DER EURopAtscHgN GEMEINSCHAFTEN (1997), S. viii (,,Dabei ist jedoch zu beden-
ken, daß die Kommission die weltweit einzige Wettbewerbsbehörde ist,die neben der Gewährleistung eines unver-
ftilschten Wettbewerbs auch ein Marktintegrationsziel verfolgt.,,) und vgl. ebenda, 5.37,T2. 1 l8 sowie S. 56, Tz.
179.
o'vgl .EVERLING (1990),  s.  looo.
a* Vertrag über die Gründung der Europäischen Gemeinschaft ftir Kohle und Stahl vom 18. April 1951.
ae Zur ausführlichen Darstellung der rechtlichen Grundlagen siehe die juristischen Lehrbücher zum Kartellrecht z.B.
EMMERTCH (1994).
50 Zur Abgrenzung der Vereinbarungen mit nicht-spürbaren Wirkungen, veröffentlichte die KOMMISSION DER
EUROpAISCHEN GEMEINSCHAFTEN die ,,Bekanntmachung über Vereinbamngen von geringer Bedeutung, die
nicht unter Artikel 85 Absatz I des Vertrages zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft f llen,,. Zur
aktuellen Fassung dieser sogenannten ,,De minimis Bekanntmachung,, siehe ABl. Nr. C 372 vom 9. Dezember
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Handels und des wirksamen Wettbewerbs geeignet sind.
Das Wettbewerbsrecht der Europäischen Union enthält keinen explizit konkretisierten Katalog
von Ausnahmen, sondem in Artikel 85 III EGV eine generelle Öffnungsklausel vom Kartellver-
bot.sr Da die weite Auslegung der Zwischenstaatlichkeitsklausel durch die Kommission und den
Europäischen Gerichtshof zur Anmeldung von vielen Vereinbarungen führt, greift die Europäi-
sche Kommission in ihren Entscheidungen grundsätzlich nur solche Fälle auf, die fi.ir die Ge-
meinschaft von besonderer politischer, wirtschaftlicher oder rechtlicher Bedeutung sind. Alle
übrigen Fälle, in denen unter gegebenen Umständen ein Tätigwerden der Kommission nicht er-
forderlich erscheint, werden durch einfache Verwaltungsschreiben (comfort letters) der General-
direktion IV geregelt.
Die Europäische Kommission gewährt nach Art. 85 III EGV in den bedeutenden Fällen eine
Freistellung im Einzelfall oder erklärt das Kartellverbot durch eine Gruppenfreistellung" für
nicht anwendbar, wenn die Vereinbarungen, Beschlüsse und aufeinander abgestimmte Verhal-
tensweisen
- unter angemessener Beteiligung der Verbraucher am entstehenden Gewinn
- zur Verbessenrng der Warenerzeugung oder Warenverteilung oder
zur Förderung des technischen und winschaftlichen Fortschritts beitragen,
- wobei die Beschränkunsen für die Verwirklichuns dieser beiden Ziele unerläßlich sein
müssen
- und nicht die Möglichkeit eröffnet, den Wettbewerb ftir einen wesentlichen Teil auszuschal-
ten.53
Bei der Entscheidung, ob beantragte Vereinbarungen vom Kartellverbot freizustellen sind, zieht
die Kommision als Kriterien erstens die relativen Marktanteile, zweitens die Umsätze der betei-
ligten Unternehmen sowie drittens die zeitliche Begrenzung der in Anspruch genommenen Wett-
bewerbsbeschränkungen heran.
Die generelle Öffnungsklausel in Artikel 85 III EGV gilt auch für vertikale Vereinbarungen. Da
die Europäische Kommission nur über eine begrenneKapazität verfügt, Entscheidungen zu er-
1997, S. 13.
tr Für den Bereich Kohle und Stahl besteht nach Art. 65 S 2 EGKSV ebenfalls eine Öffirungsklausel vom Kartell-
verbot.
52 Der Ministerrat ermächtigte die Kommission durch die Verordnung Nr.282ll7l des Rates vom 20.12.1971, für
Gruppen bestimmter Vereinbarungen jeweils eine Gruppenfreistellung zuerlassen.
53 vgl.  CASPARI (1990),  s.63-71.
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lassen (ca.20 pro Jahr) und Falle durch Verwaltungsschreiben (comfort letters) abzuschließen
(ca. 150 pro Jahr),5a hat sie folgende Gruppenfreistellungen erlassen:
- Alleinvertrieb, wobei ein Hersteller ftir ein bestimmtes Gebiet nur einen Vertriebshändler
einsetzt (Verordnung Nr' I 983/83)'
- Alleinbezug, wobei der Vertriebshändler die betreffende Ware nur von einem Hersteller
bezieht (Verordnung 1984/83), und
- Franchising, wobei dem Franchisenehmer ein Gebiet zugeteilt wird, in dem er allein die
Rechte des Franchisegebers verwerten darf (verordnung 4087/88).
Die Freistellungen gelten nur, wenn die am Vertrag beteiligten Unternehmen bestimmte, in der
jeweiligen Verordnung festgelegte Kriterien erfüllen (2.B. dürfen Alleinvertriebsvereinbarungen
nur jeweils zwischen zwei Untemehmen abgeschlossen werden). Hierzu zählen keine Marktan-
teilskriterien, denn die Freistellungen für vertikale Verträge sehen keine Grenzwerte ftir Markt-
anteile der Unternehmen vor.
In den Verordnungen sind detaillierte Kataloge der explizit freigestellten (,,weiße,,) Klauseln
sowie gegebenenfalls der nicht-freistellbaren Verpflichtungen (,,schwarze,, Klauseln) aufgefükt.
Verträge dürfen keine Verpflichtung enthalten, die in der jeweiligen Verordnung als nicht-
freistellbar (,,schwarze,, Klauseln) genannt wird. Untemehmerische Vereinbarungen, die nur
Vertragsklauseln aus der ,,weißen,, Liste der Verordnung enthalten, sind automatisch vom Kar-
tellverbot freigestellt. Im Widerspruchverfahren kann die Kommission den Vereinbarungen mit
Klauseln, die in keiner Liste genannt werden, innerhalb einer Sechsmonatsfrist widersprechen,
andernfalls sind auch diese sogenannten ,,grauen,, Klauseln freigestellt'
Die wichtigste schwarze Klausel bei vertikalen Vertriebsvereinbarungen beinhaltet, daß die Ver-
träge keinem Beteiligten verbieten oder erschweren dürfen, die Vertragsware in einen anderen
54 VgI. KOMMISSION DER EUROPAISCITEN GEMEINSCHAFTEN (I997), S. V.
Klausel Merkmal Freistellung
weiß im Katalog explizit genannte Verpflichung generell freigestellt
grau im Katalog nicht explizit genannte Verpflichtung Freistellung, wenn in Sechs-
monatsfrist kein Widerspruch
schwarz im Katalog explizit genannte Verpflichung generell nicht freigestellt
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Mitgliedstaat zu exportieren oder zu reexportieren. Innerhalb des Gemeinsamen Marktes ist im
Zusammenhang mit Vertriebssystemen jede Form der Exportbeschränkung unter Hinweis auf
das Integrationsziel, das flir die Kommission die höchste Priorität hat, verboten. Generell dürfen
Verträge oder Absprachen nicht den Zweck haben, einen absoluten Gebietsschutz durch Unter-
bindung von Parallelhandel und Arbitrage zu erreichen. Beispielsweise dürfen Alleinvertriebs-
htindler durch den Vertrag nicht daran gehindert werden, Kaufansuchen von Kunden (passive
Verkäufe) außerhalb des eigenen Vertragsgebietes nachzukommen. Arbitrageure sollen vor dem
Hintergrund des Ziels der Marktintegration in Europa nicht behindert werden, wenn sie Waren
von einem Vertriebshändler ihrer Wahl kaufen, um diese in einer beliebigen Region zu verkau-
fen. Die Kommission will mit den Regeln verhindem, daß Unternehmen durch ihr Vertriebssy-
stem den Gemeinsamen Markt trotz Abbau der staatlichen Handelshemmnisse weiterhin in
räumliche Teilmä.rkte für homogene Produkte spalten und regionale Preisdifferenzierung betrei-
ben.55
Der Kommission wird in der Literatur56 erstens ein inkonsistentes Verhalten nachgesagt, weil sie
einerseits die Differenzierung nach Kundengruppen durch selektive Vertriebssysteme gestattet
aber andererseits regionale Differenzierungen generell verbietet. Dem ist entgegenzuhalten, daß
regionale Vertriebssysteme zugelassen sind. Nur die Unterbindung der regionalen Arbitrage ist
verboten. Die Sicherung der Exporte/Re-lmporte ist in der Regel ein geeignetes Instrument, um
räumliche Preisangleichung durch Arbitrage dann zu ermöglichen, wenn die Präferenzen der
Konsumenten nicht primär räumlich, sondem primär sachlich differenziert sind und Konsumen-
ten in verschiedenen Räumen dasselbe Produkt erwerben wollen. Andererseits führt die Arbi-
trage nicht zur Preisangleichung zwischen Räumen, wenn die Präferenzen primär regional diffe-
renziert sind.57
Zweitens wird kritisiert, daß die tatsächliche Entwicklung der Distributionssysteme dem ange-
strebten wirksamen Schutz von Arbitrage und Parallelhandel offenbar zunehmend im Wege
steht. Nach empirischen Studien der Kommision verringern sich die hohen, überwiegend durch
55 Das Gericht erster Instanz und der Europäische Gerichtshof haben die Entscheidungen der EK zu diesem Bereich
bisher weitgehend bestätigt. Vgl. STOCKMANN/SCHULTZ (1996), S. 307-313.
5u vgl. u.a. JOERGES (1984), S.280 und MÖSCHEL/BACH (1990), S. 512.
57 Aus Sicht von CHARD (1980), S. 408-410, und JOERGES (1984), S. 280f. schwächt der fehlende Gebietsschutz
den Interbrand-Wettbewerb, denn Arbitrage, d.h. der Interbrand-Wettbewerb, ließe keine räumliche Differenzierung
im pre und after-sale-service zu. Beispielsweise könne in einer Region die Kosten der Einfrihrungswerbung nicht im
regionalen Preis berücksichtigt werden, wenn Arbitrage aus einem Nachbargebiet ohne Einfrihrungswerbung und
mit niedrigerem Preis möglich ist. Dies sogenannte Trittbrettfahrerproblem ent{?illt aber, wenn der Hersteller und
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die nationalen Grenzen geprägten Preisunterschiede in der Gemeinschaft nicht spürbar.58 Her-
steller beeinflussen offensichtlich zunehmend das Auftreten von Parallelhandel und Arbitrage im
Rahmen ihrer zentralen elektronischen Steuerung der Warenströme mit Just-in-time-Lieferung,
nachfragegetragenem ,,Sog-Prinzip,,, durchgehender Artikelidentifizierung und direkter Daten-
übertragung von Verkaufs- und After-Sale-Servicestellen sowie durch die Übernahme der Groß-
handelsfunktion und den Aufbau eigener Einzelhandelsketten. Unabhängige Mittler werden un-
bedeutend und deren Fähigkeit, durch Arbitragetätigkeit die Märkte spürbar zu beeinflussen,
sinkt. Dies erleichtert die Segmentierung der Gemeinschaft in räumliche Teilmärkte, und der
Intrabrand-Wettbewerb zwischen den Räumen leidet.
Ein dritter Kritikpunkt betrifft das Verfahren der Gruppenfreistellung. Die gruppenweise Frei-
stellung verschiedener Typen von Vereinbarungen durchlöchert das generelle Prinzip des euro-
päischen Kartellverbots in einem nicht überprüfbaren Umfang. Da im Geltungsbereich der Grup-
penfreistellungsverordnungen fi.ir Vereinbarungen keine Anrneldepflicht besteht, hat die Kom-
mission 5n
- keinen Überblick über Nutzung der Freistellungen durch die Unternehmen,
- keine Kenntnisse über den Inhalt der freigestellten Vereinbarungen und
- keine Möglichkeit, die ökonomischen Wirkungen der Freistellungen^rüberprüfen.
Vor diesem Hintergrund ist in dem Fall, daß die europäischen Verordnungen über Gruppenfrei-
stellungen fortgefi.ihrt werden, zwingend eine erste Anderung notwendig. Eine allgemeine Mel-
depflicht sollte jede Nutzung der Freistellungen erfassen, um die Voraussetzungen für eine Ana-
lyse der Wirkungen der Freistellungen in der Praxis zu schaffen.6o
3.3 Alternative Politiken gegenüber vertikalen Verträgen
Die Europäische Kommission stellt im Grünbuch für die zukünftige Behandlung vertikaler Ver-
einbarungen größeren Umfangs, die von Art. 85 Absatz I erfaßt werden, vier Optionen vor:ut
I. Option: Fortführung der bisherigen Freistellungen
nicht der Händler die Kosten der Markteinfiihrung in der Region trägt.
" vgl. KoMMISSIoN DER EURoPAIScHnN GEMEINScHAFTEN (1997), s. 20.
5e vgl. BLTNDESKARTELLAMT (1994).
uo Bisher gibt es keine Statistiken über die Nutzung der Freistellungsverordnungen. Vgl KOMMISSION DER
EUROPAISCHEN GEMEINSCHAFTEN (I997), S. 16.
u' vel. KoMMISSION DER EUROPAIScHpN GEMEINScHAFTEN (1997\, s. 8l-88.
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II. Option: Einfi.ihrung von weiter gefaßten Gruppenfreistellungsverordnungen
Unter Beibehaltung des bisherigen Verfahrens werden die Gruppenfreistellungen inhaltlich auf
zusätzliche Sachverhalte, Klauseln und Begünstigte ausgedehnt. Gruppenfreistellungen sollen
sich auch auf Vereinbarungen erstrecken, an denen mehr als zwei Vertragspartner beteiligt sind.
Das Vorhandensein verbotener Klauseln soll nicht mehr den Entzug der Freistellung zur Folge
haben. Daneben sollen verschiedene Maßnahmen der Verwaltung eine größerer Flexibilität bzw.
größere Freiräume bei Anwendung der Verordnung gestatten.
III. Option: Einführung weitgefaßter Gruppenfreistellungen bei Marktanteilen unter 40olo
Die Gruppenfreistellungen sollen einerseits wie unter der II. Option weiter als bisher gefaßt wer-
den, aber sie sollen andererseits nur gelten, wenn jede Partei im Vertragsgebiet über einen
Marktanteil von weniger als 40oÄ auf dem relevanten Markt verfügt. Oberhalb der Schwelle darf
ein vertikaler Vertrag nur freigestellt werden, wenn ,,keine Preisdiskriminierung zwischen den
Mitgliedsstaaten besteht,,.62 Diese Klausel stellt das Ziel der Integration der nationalen Volks-
wirtschaften zu einem Gemeinsamen Markt explizit in den Mittelpunkt.
IV. Option: Einführung strukturabhängiger Geltungsbereiche weitgefaßter Gruppenfreistellungen
Die Option sieht eine rückholbare Annahme der Vereinbarkeit fast säimtlicher vertikaler Be-
schränkungen63 mit Art. 85 Absatz I (,,eine Negativattestannahme,,) für die Fälle vor, in denen
die beteiligten Untemehmen einen Marktanteil von weniger als20Yo auf sich vereinen. Unter
dieser strukturellen Voraussetzung sollen fast sämtliche vertikalen Beschränkungenuo normaler-
weise nicht unter das Verbot fallen. Aber Negativannahmen sollen mittels Bekanntmachung ein-
geführt und durch Negatiwerordnung festgeschrieben werden können. Die Kommission soll die
Annahme der Vereinbarkeit aber im Einzelfall auf Grundlage einer Marktanalyse, in der die
Marktstrukturen, Zutrittsschranken, der Integrationsgrad oder die kumulativen Wirkungen paral-
leler Vertriebsnetze berücksichtigt werden, zurücknehmen können.
Oberhalb der strukturellen Schwelle von2jYo Marktanteil stehen zwei Varianten zur Wahl:
Variante I beinhaltet ab 20oÄ Marktanteil eine weitgefaßte Gruppenfreistellung gemäß Option II.
Variante II sieht vom Marktanteil von 20 bis 40Yo eine weitgefaßte Gruppenfreistellung und
oberhalb dieser Schwelle wie Option III keine Freistellungen für wesentliche Beschränkungen
62 Ebenda. S. xii.
u' Von der allgemeinen Negativattestannahme sollen Mindesfwiederverkaufspreise, die Behinderung von Parallel-
handel oder Passivverkäufen ausgenommen sein. Vgl. KOMMISSION DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN (1997), S. 85.
uo Die Annahme soll sich auf sämtliche vertikale Beschränkunsen beziehen mit Ausnahme der Mindestwiederver-
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(2.8. Schutz vor aktiven Verkäufen von außerhalb des Vertragsgebietes oder Schutz des Allein-
verkaufs) vor.
Unabhängig von den im Grünbuch genannten vier Optionen hat die EK den Kreis der Vereinba-
rungen von geringer Bedeutung, die nicht in den Anwendungsbereich von Artikel 85 Absatz I
EG-Vertrag fallen, erweitert. Der Bereich der Vereinbarungen von geringer Bedeutung65 wird
nun nicht mehr nach der Größe der am Vertrag beteiligten Unternehmen, sondern nur noch nach
der erhöhten Marktanteilsschwelle abgegrenzt. Nach der De-minimis-Regel fallen rein vertikale
Vereinbarungen nicht unter das Verbot, wenn die von allen beteiligten Unternehmen insgesamt
gehaltenen Marktanteile auf keinem der betroffenen Märkte eine Schwelle von zehn Prozent
überschreiten.
Die Unterschiede und Gemeinsamkeiten zwischen den vorgeschlagenen Optionen sind in der
folgenden Übersicht zusammenfassend argestellt. Alle vorgeschlagenen Anderungen beinhalten
eine Ausweitung der Freistellung. Zur stärksten Ausweitung kommt es unter der Option IV Vari-
ante 1 infolge der Negativattestannahme bei Marktanteilen im Bereich von 10 bis20Yo und die
geringste unter der Option III.
kaufspreise, der Behinderung von Parallelhandel oder Passivverkäufen.
u5 vgl. KOMMISSIoN DER EURopAtscHpN GEMEINSCHAFTEN, ABl. c 372vom 09.12.1997, S. 13.
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Option Marktanteile
< IjYo 10 bis <20o 20bis 40% > 40Yo
I De-
mini-
mis- -
Verein
ba-
rungen
Keine Anderungen
il Erweiterung und Flexibilisierung der Freistellungen
m Erweiterung und Flexibilisierung
der Freistellungen
Freistellung nur, wenn
,,keine Preisdiskriminie-
rung zwischen den Mit-
gliedstaaten besteht,,
IV Variante I Ne sativatte stannahme * Erweiterung und Flexibilisierung
(wie Opt. II)
lV Variante 2 Ne sativatte stannahme * Erweiterung
(wie Opt. III)
Freistellung nur, wenn
,,keine ...,, (wie Opt. III)
Negativattestannahme*: widemrfbare Annahme der Nichtanwendbarkeit von Artikel 85 Abs. 1.
In neun der 15 Mitgliedstaaten der EU bestehen Regeln bezüglich vertikaler Verträge, die in
Anlehnung an Art. 85 EGV als Verbot mit Freistellungsmöglichkeiten gestaltet sind. Teilweise
gibt es auch die Möglichkeit der Gruppenfreistellung. Beim Vergleich der Regeln ist aber die
teilweise andere Praxis in der Anwendung oder Auslegung der Regeln zu beachten, die den na-
tionalen wettbewerbsbehörden größere Entscheidungsspielräume gewährt.66
Die zentrale Alternative zum bisher behandelten allgemeinen Verbot vertikaler Verträge mit viel-
f?iltiger Freistellung ist das Prinzip der Mißbrauchaußicht, welches in Mitgliedsländern mit älte-
rer Wettbewerbsgesetzgebung sowie in den USA und Kanada gilt. Zwar sind auch in diesen
Ländem einzelne vertikale Bindungsformen verboten, so sind Verträge über vertikale preisbin-
dungen fast generell6T untersagt, aber Verträge über Verwendungs-, Ausschließlichkeits-, Ver-
triebs- und Kopplungsbindungen6s sind typischerweise nicht untersagt, sondern diese unterliegen
der Mißbrauchsaufsicht.6e Nach dieser Aufsicht liegt in der Regel ein Rechtsverstoß vor, wenn
die vertraglichen Beschränkungen den Wettbewerb beeinträchtigen, nicht gerechtfertigt sind,
gegen das Interesse der Allgemeinheit oder gegen das Gemeinwohl verstoßen. Der Begriff des
Mißbrauchs ist unterschiedlich definiert. Zudem greift die Aufsicht in einigen Ländern nur dann,
wenn die Unternehmen über erhebliche Marktanteile verfügen.
Die Mißbrauchsaufsicht ist generell ein problematischer Ansatz. Erstens kann sie als Verhaltens-
kontrolle zu peffnanenten Eingriffen der Behörden fiihren und dadurch die Wettbewerbsprozesse
beeinträchtigen. Zweitens ist die Wirksamkeit der Aufsicht höchst fraglich, denn die Beurteilung
der Wettbewerbswirkungen vertikaler Bindungen ist von den gewählten Klauseln und den jewei-
ligen Marktbedingungen im Einzelfall abhängig und erfordert umfangreiche Untersuchungen.
Drittens ist die mißbräuchliche Verwendung vertikaler Verträge nur schwer zu identifizieren. Die
genannten Umsetzungsprobleme verschärfen sich in der Europäischen Union gravierend, da
6u vgl KoMMISSION DER EURopArscHeN GEMEINSCHAFTEN (1997), s. 63 f., Tz t95-197.67 In den USA werden Vertriebsvereinbarungen mit preisbezogenen vertikalen Beschränkungen bei Herstellem ohne
Marktmacht in der Regel mit der Begründung als zulässig angesehen, daß sie den Wettbewerb zwischen den Mar-
ken stärken und die Effizienz steigern können.
68 Eine Verwendungsbindung liegt vor, wenn die Freiheit in der Weiterverwendung (2.B. Verkauf oder Vermietung)
der gelieferten Produkte vertraglich eingeschränkt ist. Vertriebsbindungen beschränken einen Vertragsbeteiligten
darin, ob und wie er die gelieferten Produkte an beliebige Dritte abgeben darf. Kopplungsverträge v rpflichten
Vertragspartner, neben dem ersten Produkt ein sachlich oder handelsublich nicht dazugehöriges zweites produkt
abzunehmen. Ein Ausschließlichkeitsvertrag verpflichtet eine Partei zum ausschließlichen Geschäftsverkehr mit
einer anderen, beispielsweise eine Tankstelle zum alleinigen Bezug der Waren von einem bestimmten Mineralöl-
konzem.
un Siehe hierzu z.B. fiir Deutschland $ l8 GWB sowie beimarktbehenschenden U ternehmen daneben die Miß-
brauchsaufsicht gemäß $ 22 GWB.
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diese im Gegensatz zu den Nationalstaaten neben dem Wettbewerbsziel70 zusätzlich das Integra-
tionsziel verfolgt. Die EK und die nationalen Wettbewerbsbehörden müßten bei einer Miß-
brauchsaufsicht in jedem Einzelfall eine ergänzende Kontrolle und Beurteilung in Hinblick auf
dieses zstteite Ziel ausüben. Für das Gebiet des Gemeinsamen Marktes ist dies organisatorisch
von einer zentralen Institution kaum zu leisten und es ist nur schwer an die Behörden der Mit-
gliedsstaaten zu delegieren, da die nationalen Wettbewerbsgesetze das Integrationsziel nicht
kennen.
Die Umstellung auf eine Mißbrauchsaufsicht über vertikale Verträge in der EU anstelle des bis-
herigen Verbots mit Gruppenfreistellung ist wegen der angeftihrten Probleme nicht zweckmäißig.
Zudemmüßte der Vertragstext in Artikel 85 EGV auf Grund der geltenden Rechtslage und Ver-
tragsinterpretation zunächst ge?indert werden, wenn das Verbot mit Ausnahmen durch eine Miß-
brauchsaufsicht über vertikale Verträge ersetzt werden sollte. Die Alternative ist deshalb nicht
weiter zu berücksichtieen.
4 Abschließende Beurteilung
Die europäischen Institutionen legen das Verbot wettbewerbswidriger vertikaler Vereinbarungen
in Art. 85 Absatz 1 EGV grundsätzlich extensiv aus, um alle möglichen Beschränkungen der
Integration und des Wettbewerbs zu erfassen. Der umfassende Geltungsbereich erfordert eine
klare Abgrenzung in der Frage, welche vertikalen Verträge unzulässig sind. Im Gemeinsamen
Markt können kreativ die Unternehmen nur nach besseren vertikalen Organisationsformen und
effizienzsteigemden Kostenvorteilen suchen, wenn die Bereiche unzulässiger Verträge eindeutig
abgegrena sind. Es ist die Aufgabe der Kommission, die Trennungslinie in Hinblick auf die vor-
gegebenen Ziele zu setzen und bei Bedarf zu ändern.
Die vorgeschlagenen alternativen Abgrenzungen des Bereichs zulässiger vertikaler Verträge sol-
len bezüglich des Ziels der Marktintegration und des Ziels der Gewährleistung eines unver-
ftilschten Wettbewerbs in der Gemeinschaft sowie hinsichtlich der Anwendungskriterien beurteilt
werden, die die EK in dem Grünbuch nennt. Die Kriterien sind eine hohe Rechtssicherheit flir
alle Beteiligten, eine rasche und wirksame Durchsetzung der Regeln, eine kohärente und einheit-
70 In Deutschland zählt zum Wettbewerbsziel die Gewährleistung von Wettbewerbsfreiheit für vertraglich gebun-
dene Unternehmen, die nicht unbillig zu beschränkenden Marktzutrittsmöglichkeiten von Unternehmen sowie der
Schutz des Wettbewerbs als Institution.
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liche Anwendung der Regeln im Gemeinsamen Markt sowie eine geeignete Aufgabenverteilung
zwischen der zentralen und den dezentralen nationalstaatlichen Wettbewerbsbehörden.7r
In den Freistellungsverordnungen erfolgt die Abgrenzung des Bereichs zulässiger Vertragstypen
bisher primtir explizit an Hand von Verhaltenskriterien, den aufgelisteten weißen und schwarzen
Vertragsklauseln. Ftir die De minimis-Vereinbarungen gilt ein Strukturkriterium, ein Marktanteil
unter zehn Prozent. Alle Alternativen der Optionen I bis IV sehen erstens vor, den Bereich zuläs-
siger Klauseln zu erweitern und flexibler zu fassen." Die geplanten Erweiterungen und Flexibili-
sierungen werden im Grünbuch leider nur kurz genannt, so daß sie nicht differenziert gewürdigt
werden können. Nicht alle Vorschläge überzeugen. Insbesonders wtirde es die Durchsetzung des
generellen Verbots und die Einheitlichkeit senken, wenn das Vorhandensein verbotener Klauseln
nicht mehr den Entzug der Freistellung der gesamten Vereinbarung bewirkt, wie dies vorge-
schlagen wird.73
Eine Neuerung ist die explizite Berücksichtigung von Marktanteile in den Optionen III und IV.
Die Kommission zoginder Vergangenheit bei Entscheidungen über Gruppenfreistellungen die
Marktanteile neben Umsatzgrößen und zeitlichen Aspekten als implizite Kriterien heran. Eine
explizite Begrenzung der Gruppenfreistellungen auf Marktanteile bis zu 4}%oerscheint in Hin-
blick auf das Wettbewerbs- und das Integrationsziel sowohl aus theoretischer als auch prakti-
scher Sicht sinnvoll. Denn mit zunehmendem Marktanteil der vertikal gebundenen Untemehmen
steigt deren Ftihigkeit zur umfassenden Kontrolle der Marktprozesse, sinkt die Geftihrdung der
Marktstellung durch Wettbewerbsvorstöße der Konkurrenten und steigt die Bedeutung des mar-
kenintemen Wettbewerbs. Bei Marktanteilen von über 40oÄ ist relevante Konzentrationsschwelle
überschritten, die räumliche Preisdifferenzierungen erleichtert. Oberhalb der Schwelle sollten
Freistellungen nur noch in den Einzelftillen zulässig sein. Der Intrabrand-Wettbewerb hat im
Vergleich zum Interbrand-Wettbewerb nur eine weitaus geringere Sanktionskraft. Intrabrand-
Wettbewerb geftihrdet in der Regel nicht die Marktstellung der Produzenten, er erhöht nur den
Wettbewerb im Vertrieb und er begrenzt durch Arbitrage die Fähigkeit der produzenten zur
Preisdifferenzierung. Wird der bisherigen Argumentation gefolgt, dann bleibt nur die Wahl zwi-
schen Option III und Option IV Variante 2. Für die letztere Option mit der Negativattestannahme
bis zu einem Marktanteilvon20Yo spricht, daß die Wettbewerbsgesetze vieler Länder negative
'' VgI. KOMMISSION DER EUROPATSCHEN GEMEINSCHAFTEN (Igg7),KAPitCI V.7'vgl. KoMMISSIoN DER EURopArscHeN GEMEINSCHAFTEN (rgg7), s. 82-85.
" Zu dem Vorschlag vgl. ebenda, S. 83 Tz. 283.
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Effekte vertikale Verträge erst ab Marktanteilen von mehr als 25Yo envarten.
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